
„Es gibt nur etwas, was mehr schmerzt, als Einkommensteuer zu zahlen – keine Einkommensteuer zu zahlen.“ 
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1 Beleg- und Buchnachweispflichten bei der Steuerbefreiung für 
innergemeinschaftliche Lieferungen (Gelangensbestätigung) 

Die Vertreter des Bundes und der Länder befürworten mit Blick auf die Kritik der Wirtschaft an der 
Gelangensbestätigung eine (erneute) Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung. Die bis zum 
30.6.2012 geltende Nichtbeanstandungsregelung wird daher bis zum Inkrafttreten der erneuten Änderung 
der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung verlängert.  

Mit der Änderung sollen in erster Linie die in dem derzeitigen Entwurf des Einführungsschreibens des 
Bundesfinanzministeriums vorgesehenen Vereinfachungen und Erleichterungen abgesichert werden. 
Zusätzlich wird geprüft, ob weitere Vereinfachungen (auch mit Bezug auf die bisherigen Belege wie die 
sog. weiße Spediteursbescheinigung) möglich sind. Keinesfalls will die Finanzverwaltung aber – wie 
teilweise von Verbandsseite gefordert – hinter die bis zum 31.12.2011 geltende Rechtslage zurückgehen. 

Anmerkung: Dieses Informationsschreiben wird Sie über die geplanten Änderungen/Erleichterungen auf 
dem Laufenden halten, sobald verlässliche Informationen vorliegen. 

2 Mindestanforderungen für ordnungsgemäßes Fahrtenbuch  

Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss insbesondere Datum und Ziel der jeweiligen Fahrten ausweisen. 
Diesen Anforderungen ist nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 1.3.2012 nicht entsprochen, 
wenn als Fahrtziele jeweils nur Straßennamen angegeben sind, auch wenn diese Angaben anhand 
nachträglich erstellter Auflistungen präzisiert werden. 

Im entschiedenen Fall hatte eine GmbH ihrem Gesellschaftergeschäftsführer F einen Dienstwagen 
überlassen. Sie begehrte im Rahmen der von ihr als Arbeitgeberin durchzuführenden 
Lohnsteueranmeldung, den für die Dienstwagenüberlassung anzusetzenden geldwerten Vorteil nicht mit 
der 1-%-Regelung, sondern auf Grundlage von Fahrtenbüchern zu versteuern. Die Fahrtenbücher wiesen 
allerdings neben dem jeweiligen Datum zumeist nur Ortsangaben auf (z. B. „F – A-Straße – F“, „F – B-
Straße – F“), gelegentlich auch die Namen von Kunden oder Angaben zum Zweck der Fahrt (z. B. „F – 
Tanken – F“), außerdem den Kilometerstand nach Beendigung der Fahrt und die jeweils gefahrenen 
Tageskilometer. Diese Angaben ergänzte die GmbH nachträglich durch eine Auflistung, die sie auf 
Grundlage eines von F handschriftlich geführten Tageskalenders erstellt hatte. Diese Auflistung enthielt 
Datum, Standort und Kilometerstand des Fahrzeugs zu Beginn der Fahrt, sowie den Grund und das Ziel der 
Fahrt.  

Während das Finanzamt das Fahrtenbuch als nicht ordnungsgemäß beurteilte, war die dagegen vor dem 
Finanzgericht erhobene Klage erfolgreich. Das Finanzgericht hielt das Fahrtenbuch für ordnungsgemäß. Die 
Kombination aus handschriftlich in einem geschlossenen Buch eingetragenen Daten und der zusätzlichen, 
per Computerdatei erstellten erläuternden Auflistung reichte nach seiner Auffassung noch aus, um den 
anzusetzenden geldwerten Vorteil individuell zu berechnen. 

Die dagegen gerichtete Revision des Finanzamts beim BFH war erfolgreich. Er verwarf das Fahrtenbuch als 
nicht ordnungsgemäß, weil die Fahrten darin nicht vollständig aufgezeichnet sind. Eine vollständige 
Aufzeichnung verlangt grundsätzlich Angaben zu Ausgangs- und Endpunkt jeder einzelnen Fahrt im 
Fahrtenbuch selbst. Dem genügten die Angaben im Streitfall nicht, da sich aus ihnen weder die 
Zieladresse noch der konkret besuchte Kunde ergaben. Bei dieser Art der Aufzeichnung waren weder 
Vollständigkeit noch Richtigkeit der Eintragungen gewährleistet. Angesichts dessen konnte es auch nicht 
ausreichen, die fehlenden Angaben durch eine erst nachträglich erstellte Auflistung nachzuholen. 
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3 Regelmäßige Arbeitsstätte – Dienstreise statt Entfernungspauschale  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in seinen Urteilen vom 9.6.2011 zur regelmäßigen Arbeitsstätte bei 
mehreren Tätigkeitsstätten entschieden, dass ein Arbeitnehmer nicht mehr als eine regelmäßige 
Arbeitsstätte je Arbeitsverhältnis innehaben kann. In Fällen, in denen bisher mehrere regelmäßige 
Arbeitsstätten angenommen wurden, ist die Entfernungspauschale nunmehr nur für Fahrten zwischen 
Wohnung und einer regelmäßigen Arbeitsstätte anzusetzen. Für die übrigen Fahrten können 
Werbungskosten nach den Grundsätzen einer Auswärtstätigkeit geltend gemacht werden. 

Das Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz hat sich mit der Frage befasst, ob eine Versetzung eines 
Steuerpflichtigen (im entschiedenen Fall eines Soldaten) an eine andere Dienststelle ohne Weiteres die 
Annahme rechtfertigt, dass diese Dienststelle als regelmäßige Arbeitsstätte anzusehen ist, mit der 
steuerlichen Folge, dass dann Fahraufwendungen – als Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte – 
nur mit der Entfernungspauschale (0,30 € pro Entfernungskilometer) und nicht nach 
Dienstreisegrundsätzen (0,30 € pro gefahrenem Kilometer) berücksichtigt werden können. 

Das FG entschied zugunsten des Steuerpflichtigen und führte u. a. aus: Der gesetzlich nicht definierte 
Begriff „regelmäßige Arbeitsstätte“ sei dadurch gekennzeichnet, dass sich der Arbeitnehmer in 
unterschiedlicher Weise auf immer gleiche Wege einstellen und so auf eine Minderung der Wegekosten 
etwa durch Bildung von Fahrgemeinschaften, die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel und ggf. sogar durch 
entsprechende Wohnsitznahme hinwirken könne. Liege keine solche Arbeitsstätte vor, sei eine 
Einschränkung der Abziehbarkeit beruflich veranlasster Mobilitätskosten sachlich nicht gerechtfertigt. Eine 
Versetzung begründe aber nicht zwangsläufig am neuen Dienstort eine regelmäßige Arbeitsstätte. Das 
Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die Revision wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. 

Anmerkung: Das Bundesfinanzministerium plant eine Reform des Reisekostenrechts, die ab dem Jahr 
2014 in Kraft treten soll. Dabei soll es auch eine gesetzliche Definition der regelmäßigen Arbeitsstätte 
geben. Des Weiteren sind verschiede Modelle zu den Verpflegungsmehraufwendungen in der Diskussion. 
Über die einzelnen Änderungen wird Sie unser Informationsschreiben im Detail unterrichten, wenn 
verlässliche Informationen vorliegen. 

4 Eigener Hausstand bei doppelter Haushaltsführung auch bei kostenfreier 
Überlassung 

Notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer wegen einer aus beruflichem Anlass 
begründeten doppelten Haushaltsführung entstehen, sind Werbungskosten. Eine doppelte 
Haushaltsführung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes, in dem er einen „eigenen 
Hausstand“ unterhält, beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort wohnt. Dies gilt grundsätzlich auch 
für einen alleinstehenden Arbeitnehmer.  

Hausstand im Sinne des Einkommensteuergesetzes ist der Haushalt, den der Arbeitnehmer am 
Lebensmittelpunkt führt, also sein Erst- oder Haupthaushalt. Bei einem alleinstehenden Arbeitnehmer ist 
entscheidend, dass er sich in dem Haushalt, im Wesentlichen nur unterbrochen durch die arbeits- und 
urlaubsbedingte Abwesenheit, aufhält; denn allein das Vorhalten einer Wohnung für gelegentliche Besuche 
oder für Ferienaufenthalte ist noch nicht als Unterhalten eines Hausstands zu bewerten. Ebenfalls wird ein 
eigener Hausstand nicht unterhalten, wenn der Arbeitnehmer die Haushaltsführung nicht zumindest 
mitbestimmt, sondern nur in einen fremden Haushalt – etwa in den der Eltern oder als Gast – eingegliedert 
ist. Dann liegt keine eigene Haushaltsführung vor. 

Insbesondere dann, wenn dem Arbeitnehmer die Wohnung – z. B. durch die Eltern – unentgeltlich 
überlassen wird, muss das Finanzamt prüfen, ob der Arbeitnehmer einen eigenen Hausstand unterhält 
oder in einen fremden eingegliedert ist. Zwischen dem Unterhalten eines eigenen Haushalts und der Frage, 
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wer die Kosten dafür trägt, ist zu unterscheiden. Es ist nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in seinem 
Urteil vom 28.3.2012 deshalb nicht ausgeschlossen, dass ein alleinstehender Steuerpflichtiger auch dann 
einen eigenen Haushalt unterhält, wenn nicht er selbst, sondern Dritte für diese Kosten aufkommen.  

5 Eine Alternative für die freien Berufe – die Partnerschaftsgesellschaft mit 
beschränkter Berufshaftung „GmbB“  

Das Bundeskabinett hat einen Gesetzentwurf zur Einführung einer Partnerschaftsgesellschaft mit 
beschränkter Berufshaftung – als Alternative zur britischen Limited Liability Partnership (LLP) – vorgelegt 
und beschlossen. Das neue Gesetz macht die Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung 
möglich. Diese Rechtsformvariante der Partnerschaftsgesellschaft für die freien Berufe vereint steuerliche 
Transparenz mit einer Haftungsbeschränkung, wenn es zu beruflichen Fehlern kommt. Damit passt die 
neue Gesellschaftsform besonders zu Kanzleien und anderen freiberuflichen Zusammenschlüssen, in denen 
die Partner hoch spezialisiert in Teams zusammenarbeiten. 

Voraussetzung für die Haftungsbeschränkung ist, dass die Vertragspartner eine Haftpflichtversicherung 
abschließen. Diese Haftpflichtversicherung dient dem Schutz des Vertragspartners. Durch die Bezeichnung 
„mit beschränkter Berufshaftung“ ist auf die Haftungsbeschränkung aufmerksam zu machen. Mit einem 
Inkrafttreten kann Anfang 2013 gerechnet werden. 

Der Gesetzentwurf sieht neben der herkömmlichen Partnerschaftsgesellschaft mit Haftungskonzentration 
auf den Handelnden auch die Möglichkeit einer Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung 
vor. Damit wird die Haftung für berufliche Fehler auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt, die Haftung 
für andere Schulden wie Mieten und Löhne bleibt bestehen. Im Gegenzug wird ein angemessener, 
berufsrechtlich geregelter Versicherungsschutz eingeführt und die Partnerschaft wird einen 
entsprechenden Namenszusatz z. B. „mbB“ führen, der auch in das Partnerschaftsregister einzutragen ist.  

6 Archivierung von Rechnungen/Lieferscheinen bzw. Onlinekontoauszügen 
auf CD 

Rechnungen sind als empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe bzw. bei Verwendung als Buchungsbeleg 
aufzubewahren. In Papier empfangene Rechnungen können dabei auch als Wiedergabe auf einem 
Bildträger oder anderen Datenträger aufbewahrt werden, wenn dies den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung entspricht. Dies setzt u. a. voraus, dass die Wiedergabe bildlich mit dem 
Originaleingangsdokument übereinstimmt. Dabei müssen alle auf dem Original angebrachten Vermerke 
(Eingangsstempel, Sicht- und Kontrollvermerke, Korrekturen, Kontierungen etc.) erhalten bleiben. 
Aufzubewahrende Unterlage kann folglich nur die Rechnung oder der Lieferschein sein, der dem Kunden 
zeitnah mit der jeweiligen Lieferung im Original zugegangen ist, und zwar unabhängig davon, ob der Kunde 
auf dieser empfangenen Unterlage tatsächlich Vermerke angebracht hat. 

Weiterhin ist zu bemerken, dass u. a. Voraussetzung für den Vorsteuerabzug das Vorliegen der 
Originalrechnung im Zeitpunkt der Vorsteuerbuchung ist. 

Allein mit Aufbewahrung der Archivierungs-CD, die anhand der Daten eines Lieferanten erstellt worden ist, 
erfüllt der belieferte Kunde seine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten folglich nicht. Die Archivierungs-CD 
gibt nämlich nicht die Originale des aufbewahrungspflichtigen Kunden wieder, sondern Unterlagen eines 
Dritten. 

Häufig bekommt der am Homebanking-Verfahren teilnehmende Bankkunde vom Kreditinstitut einen 
Kontoauszug in digitaler Form übermittelt. Lediglich mit dem Ausdruck dieses elektronischen Kontoauszugs 
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genügt der Buchführungspflichtige den bestehenden Aufbewahrungspflichten nicht, da es sich beim 
elektronisch übermittelten Auszug um das originär digitale Dokument handelt. 

Für die steuerliche Anerkennung des elektronischen Kontoauszugs ist es daher erforderlich, diese Datei auf 
einem maschinell auswertbaren Datenträger zu archivieren. 

7 Umsatzsteuer bei Verkäufen über „Ebay“  

Mit Urteil vom 26.4.2012 hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass beim Verkauf einer Vielzahl von 
Gebrauchsgegenständen über mehrere Jahre über die Internet-Plattform „Ebay“ eine nachhaltige, 
unternehmerische und damit umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit vorliegen kann.  

Im entschiedenen Fall veräußerte eine aus einem Ehepaar bestehende Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR) über „Ebay“ Gegenstände unterschiedlicher Produktgruppen (u. a. Briefmarken, Puppen, 
Modelleisenbahnen, Kunstgewerbe, Schreibgeräte, Porzellan, Software, Fotoartikel, Teppiche) sowie 
Gegenstände, die sich keiner gesonderten Produktgruppe zuordnen ließen. Hieraus erzielte sie im Jahr 
2001 aus 16 Verkäufen ca. 2.200 DM, im Jahr 2002 aus 356 Verkäufen ca. 25.000 €, im Jahr 2003 aus 
328 Verkäufen ca. 28.000 €, im Jahr 2004 aus 226 Verkäufen ca. 21.000 € und bis zur Einstellung der 
Tätigkeit im Sommer 2005 aus 287 Verkäufen ca. 35.000 €. Das Finanzamt behandelte die Verkäufe in den 
Jahren 2003 bis 2005 als nachhaltige und somit unternehmerische Tätigkeit.  

Die grundsätzliche Frage, ob es sich bei derartigen Verkäufen über „Ebay“ um eine unternehmerische 
Tätigkeit handeln kann, bejahte der BFH. Er hat dabei seine Rechtsprechung fortgeführt, wonach die 
Nachhaltigkeit einer Tätigkeit nach dem Gesamtbild der Verhältnisse zu beurteilen ist. Inwieweit bei 
einigen Veräußerungen die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes in Betracht kommt, muss die 
Vorinstanz noch klären.  

8 Nichtigkeit wegen wucherähnlichen Geschäften nicht bei 
Internetauktionen  

Grundsätzlich entspricht es der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, dass Rechtsgeschäfte, 
bei denen ein auffälliges Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung besteht, dann nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch nichtig sind, wenn weitere Umstände, wie etwa eine verwerfliche Gesinnung, 
hinzutreten. Auf eine derartige Gesinnung kann beim Verkauf von Grundstücken und anderen hochwertigen 
Sachen regelmäßig geschlossen werden, wenn der Wert der Leistung annähernd doppelt so hoch ist wie 
der der Gegenleistung. Von einem solchen Beweisanzeichen kann bei einer Onlineauktion jedoch nicht 
ohne Weiteres ausgegangen werden. Denn die Situation einer Internetversteigerung unterscheidet sich 
grundlegend von den bisher entschiedenen Fällen, in denen sich in den Vertragsverhandlungen jeweils nur 
die Vertragsparteien gegenüberstanden.  

In einem vom Bundesgerichtshof am 28.3.2012 entschiedenen Fall wurde auf der Internetplattform Ebay 
im Rahmen einer Auktion unter Hinzufügung eines Fotos ein Handy zum Verkauf unter der Bezeichnung 
„Vertu Weiss Gold“ ohne Festlegung eines Mindestpreises zu einem Startpreis von 1 € angeboten. Zur 
Beschreibung heißt es in dem Angebot, dass der Zustand gebraucht sei. Außerdem teilte der Verkäufer 
dazu Folgendes mit: 

„Hallo an alle Liebhaber von Vertu  

Ihr bietet auf ein fast neues Handy (wurde nur zum Ausprobieren ausgepackt). Weist aber ein paar leichte 
Gebrauchsspuren auf (erwähne ich ehrlichkeitshalber). Hatte 2 ersteigert und mich für das gelb goldenen 
entschieden. Gebrauchsanweisung (englisch) lege ich von dem gelb goldene bei, das andere habe ich 



 

MANDANTENINFO JULI 12 • SEITE 6 VON 9 

auch nicht bekommen. Dazu bekommt ihr ein Etui, Kopfhörer und Ersatzakku. Privatverkauf, daher keine 
Rücknahme. Viel Spaß beim Bieten.“  

Ein Bieter erhielt für 782 € den Zuschlag. Die Annahme des angebotenen Handys verweigerte er mit der 
Begründung, dass es sich um ein Plagiat handele und behauptete, dass ein Original des angebotenen 
Handys 24.000 € koste. Der Bieter verlangte nun 23.218 € Schadensersatz (24.000 € abzüglich des 
Kaufpreises von 782 €).  

9 Entgeltklauseln für die Benachrichtigung des Kunden unwirksam  

Entgeltklauseln für die Benachrichtigung des Kunden über die Nichteinlösung einer 
Einzugsermächtigungslastschrift sind auch auf der Grundlage des neuen Zahlungsdienstrechts unwirksam, 
entschieden die Richter des Bundesgerichtshofs (BGH) mit Urteil vom 22.5.2012.  

Auf die Verbandsklage eines Verbraucherschutzverbandes gegen eine Sparkasse haben die Richter des 
BGH entschieden, dass die Entgeltregelung im letzten Satz der nachfolgenden Klausel im Geschäftsverkehr 
mit Privatkunden (Verbrauchern) nicht verwendet werden darf, weil sie diese unangemessen benachteiligt 
und deswegen unwirksam ist: „Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der 
Belastungsbuchung … oder die Ablehnung der Einlösung einer Einzugsermächtigung … wird die 
Sparkasse den Kunden unverzüglich unterrichten. … Für die Unterrichtung über eine berechtigte 
Ablehnung berechnet die Sparkasse das im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Entgelt.“  

In ihrer Begründung führten die Richter aus, dass die beanstandete Entgeltklausel nicht als eine der 
Inhaltskontrolle entzogene Preisabrede für eine Sonderleistung der beklagten Sparkasse angesehen 
werden kann. Vielmehr handelt es sich um eine Preisnebenabrede. Da die Nichteinlösung einer Lastschrift 
für den Kunden einschneidende Folgen haben kann, ist das Kreditinstitut aufgrund seiner girovertraglichen 
Schutz- und Treuepflicht bzw. der auftragsrechtlichen Informationspflicht zur Unterrichtung des Kunden 
verpflichtet. Hieran hat sich auch durch das am 31.10.2009 in Kraft getretene neue Zahlungsdienstrecht 
nichts geändert.  

10 Anpassung der Betriebskostenvorauszahlungen bei fehlerhafter 
Betriebskostenabrechnung 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Urteil vom 15.5.2012 entschieden, dass der Vermieter nach einer 
Nebenkostenabrechnung zur Anpassung von Vorauszahlungen nur insoweit berechtigt ist, als sie auf einer 
inhaltlich korrekten Abrechnung beruht.  

Bislang hat der BGH die Ansicht vertreten, für eine Anpassung der Vorauszahlungen genüge eine formell 
ordnungsgemäße Abrechnung, damit ohne aufwendige Streitigkeiten über die Richtigkeit der Abrechnung 
alsbald Klarheit über die Höhe der Vorauszahlungen erzielt werden könne. Hieran hält der BGH aber nicht 
mehr fest. Denn bei dieser Sichtweise wird der mit der Anpassung der Vorauszahlungen verfolgte Zweck, 
die Vorauszahlungen möglichst realistisch nach dem voraussichtlichen Abrechnungsergebnis für die 
nächste Abrechnungsperiode zu bemessen, nicht hinreichend berücksichtigt. Vielmehr würde eine solche 
Verfahrensweise dem Vermieter die Möglichkeit eröffnen, aufgrund einer fehlerhaften Abrechnung 
Vorauszahlungen in einer Höhe zu erheben, die ihm bei korrekter Abrechnung nicht zustünden. 

Hinzu kommt, dass der Vermieter zur Erteilung einer korrekten Abrechnung verpflichtet ist und es nicht 
hingenommen werden kann, dass eine Vertragspartei aus der Verletzung eigener Vertragspflichten Vorteile 
zieht. Diese könnten in Fällen, in denen sich aus den Erhöhungen der Vorauszahlungen ein Mietrückstand in 
kündigungsrelevanter Höhe aufbaut, sogar darin liegen, dass der Vermieter das Mietverhältnis wegen 
Mietrückständen beenden könnte, die alleine darauf beruhten, dass er pflichtwidrig eine fehlerhafte 
Abrechnung erteilt hatte, die den Mieter unberechtigt mit zu hohen Betriebskosten belastete.  
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11 Auskunftsanspruch eines abgelehnten Bewerbers 

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs sind die Richtlinien der EU dahin gehend auszulegen, 
dass einem Arbeitnehmer, der schlüssig darlegt, dass er die in einer Stellenausschreibung genannten 
Voraussetzungen erfüllt, und dessen Bewerbung nicht berücksichtigt wurde, kein Auskunftsanspruch 
darüber zusteht, ob der Arbeitgeber am Ende des Einstellungsverfahrens einen anderen Bewerber 
eingestellt hat. 

Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die Verweigerung jedes Zugangs zu Informationen an 
den Bewerber ein Gesichtspunkt sein kann, der im Rahmen des Nachweises von Tatsachen, die das 
Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, heranzuziehen ist. Es ist 
Sache des vorlegenden Gerichts, unter Berücksichtigung aller Umstände des bei ihm anhängigen 
Rechtsstreits zu prüfen, ob dies im Ausgangsverfahren der Fall ist. 

12 Reinigungsgewerbe – kein Lohn für arbeitsfreie Zwischenzeiten 

Nach dem allgemeinverbindlichen Rahmentarifvertrag (RTV) für das Gebäudereinigerhandwerk ist die 
zwischen dem Ende der Reinigung des einen Objekts und dem Beginn der Reinigung im Folgeobjekt 
liegende arbeitsfreie Zeit – sogenannte Zwischenzeit – regelmäßig nicht zu vergüten. 

In seiner Entscheidung vom 21.3.2012 führte das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) aus, dass 
nach dem RTV das Tarifentgelt nur für die wirklich geleistete Arbeitszeit gezahlt werde und dass die zu 
vergütende Arbeitszeit regelmäßig an der Arbeitsstelle beginne und ende und darüber hinaus nur die 
zwischen Beginn und Ende der Arbeitszeit aufgewendete Wegezeit als Arbeitszeit gelte. Aus dem 
Wortlaut und der Auslegung der Tarifnorm sowie der dazugehörigen Erläuterung ergebe sich, dass nach 
dem Willen der Tarifvertragsparteien neben der reinen Arbeitszeit nur „Wegezeiten“, das heißt Fahrtzeiten, 
und nicht sonstige arbeitsfreie Zwischenzeiten als Arbeitszeit zu vergüten seien. Dagegen spreche auch 
nicht, dass u. U. die kaum individuell gestaltbaren Zwischenzeiten oftmals nicht sinnvoll genutzt werden 
können. 

In dem vom LAG entschiedenen Fall wurde eine als Innenreinigerin angestellte Arbeitnehmerin in 
verschiedenen Reinigungsobjekten sowohl vormittags als auch nachmittags eingesetzt. Die einzelnen 
Arbeitseinsätze reihen sich nicht nahtlos aneinander, sodass zwischen den Arbeitseinsätzen 
unterschiedlich lange, teilweise bis zu vier Stunden Leerlaufzeiten entstehen, die die Reinigungskraft oft zu 
Hause verbringt. Die Fahrtzeiten zwischen den einzelnen Reinigungsobjekten werden vom Arbeitgeber 
vergütet, nicht hingegen die arbeitsfreie sonstige Zwischenzeit. 

13 Schadensersatz bei rückwirkender Versicherungspflicht 

Grundsätzlich haftet der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer auf Schadenersatz, wenn er bei der Einhaltung der 
Abführung der Lohnsteuer- und Sozialversicherungsbeiträge schuldhaft Nebenpflichten verletzt, dadurch 
Schäden des Arbeitnehmers verursacht und dem Arbeitnehmer kein Mitverschulden zur Last gelegt 
werden kann. 

In einem Fall aus der Praxis entstand für eine geringfügige Beschäftigung rückwirkend Versicherungspflicht. 
Daraufhin hatte der betroffene Arbeitnehmer einen Vermögensschaden in Höhe der anfallenden Abgaben 
für Steuern und Sozialversicherung. Aufgrund des oben aufgeführten Grundsatzes hat der Arbeitgeber 
diesen Schaden dem Arbeitnehmer zu ersetzen. Dieses entschieden die Richter des Landesarbeitsgerichts 
Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 9.3.2012. 
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14 Sozialversicherungspflicht des GmbH-Geschäftsführers bei sukzessiver 
Erhöhung der Beteiligung 

Soll eine Tochter das väterliche Unternehmen fortführen und erhält deshalb schrittweise erst 30 %, dann 
49 % und schließlich 51 % der GmbH-Anteile, liegt eine selbstständige Tätigkeit der Tochter als 
Geschäftsführerin der GmbH erst vor bei Überschreibung der Mehrheit der Anteile. Vorher war sie als 
Geschäftsführerin abhängig beschäftigt, auch wenn sie aus Rücksicht auf die wirtschaftliche Situation der 
GmbH auf Teile ihres Gehaltes und ihres Urlaubs verzichtet und Bürgschaften zugunsten der GmbH 
übernommen hat. 

15 Kein Anspruch auf „Spitzenmedizin um jeden Preis“  

Die gesetzlichen Krankenkassen müssen nur die Krankenbehandlung bzw. Diagnostik leisten, die vom 
gesetzlichen Leistungskatalog erfasst werden. Dies gilt auch bei lebensbedrohlichen Erkrankungen, wenn 
zumutbare Alternativen zur Verfügung stehen, die allgemein anerkannten medizinischen Standards 
entsprechen. Ein Anspruch auf „Spitzenmedizin um jeden Preis“ besteht nicht. 

Diesem Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 7.5.2012 liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Ein 
an einem Prostatakarzinom erkrankter Mann ließ im Jahre 2005 eine spezielle MRT-Diagnostik 
durchführen, die nur von einem Arzt in den Niederlanden angeboten wurde. Mit der sogenannten USPIO-
MRT können mittels winziger Eisenpartikel selbst kleine Lymphknotenmetastasen identifiziert werden, die 
anderen diagnostischen Verfahren entgehen. Den Antrag des 74-jährigen Mannes auf Erstattung der 
Kosten in Höhe von 1.500 € lehnte die gesetzliche Krankenkasse mit der Begründung ab, dass diese 
spezielle Diagnostik keine Vertragsleistung darstelle. 

Die gesetzlichen Krankenkassen müssten nicht alles leisten, was als Mittel zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung der Gesundheit verfügbar sei. Der Maßstab für die Leistungspflicht der Krankenkassen 
bestehe nicht in der Gewährung von „Spitzenmedizin um jeden Preis“ bis an ihre medizinisch-technischen 
Grenzen. Da zur Behandlung und Diagnostik eines Prostatakarzinoms zumutbare Alternativen zur Verfügung 
stünden, die den allgemein anerkannten medizinischen Standards entsprechen, könne sich der Erkrankte 
auch nicht erfolgreich auf eine Verletzung seiner Grundrechte berufen. 

 

15.1 Fälligkeitstermine 

 

 Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli.-Zuschlag (mtl.) 10.7.2012 

Sozialversicherungsbeiträge 27.7.2012 

  

 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Eine Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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16 In eigener Sache ... 

An dieser Stelle teile ich auch schon mal mit, dass meine Familie und ich uns voraussichtlich im Urlaub 
3.8. bis 17.8 eventuell zzgl. ein paar Tage im Urlaub befinden. Aber Sie sind ja nicht allein: das Team steht 
Ihnen zur Seite und ich komme wieder. 

Und zum Abschluss habe ich noch eine schöne Nachricht: unsere bewährter Praktikant Alexander Link hat 
alle Prüfungen erfolgreich bestanden und verstärkt nun unser Team als geprüfter Steuerfachangestellter. 
Zunächst übernimmt er in erster Linie die Aufgaben Frau Gabriels, die uns aus persönlichen Gründen 
verlassen hat. In jedem Fall wünschen wir ihr alles Gute und freuen uns auf die Zusammenarbeit mit Herrn 
Link! 

So, ab in den nächsten Monat, Nase hoch und Ohren in den Wind! 

 

 

Christine Hartwig StBin  


